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drei ehemaligen klassischen Vergaberichtlinien eingegangen werden. Das Recht der öffent-
lichen Auftragsvergabe im Bereich der Sektoren, i.e. die Sektorenrichtlinie, war und ist näm-
lich durch eine Reihe von Sondervorschriften gekennzeichnet, da ihre Regelungsdomäne noch 
nicht das Stadium der vollständigen Deregulierung erreicht hat. Außerdem hat die zu diskutie-
rende Rechtsprechung des EuGH zum Recht der öffentlichen Auftragsvergabe in erster Linie 
die drei klassischen Vergaberichtlinien zum Gegenstand. 

II. Anwendbarkeit der Vergaberichtlinien  

Die Vergaberichtlinien finden Anwendung, wenn das Volumen des jeweiligen öffentlichen 
Auftrags einen bestimmten Schwellenwert erreicht. Dahinter verbirgt sich die Überlegung, 
daß erst ab einer gewissen Größenordnung der öffentliche Auftrag auch für EG-ausländische 
Anbieter attraktiv ist, so daß potentiell ein grenzüberschreitendes Element vorliegt und damit 
eine binnenmarktrelevante Relevanz gegeben ist.  

Der Schwellenwert für öffentliche Bauaufträge wurde von ehemals 5.000.000 EUR92 auf 
mittlerweile 6.242.000 EUR gemäß Art. 7 lit. c RL 2004/18/EG heraufgesetzt. Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge müssen neuerdings ein Auftragsvolumen in Höhe von entweder 
162.000 EUR gemäß Art. 7 lit. a RL 2004/18/EG (zentrale Regierungsbehörden) oder in Höhe 
von 249.000 EUR gemäß Art. 7 lit. b RL 2004/18/EG (sonstige öffentliche Auftraggeber) 
erreichen gegenüber dem alten Auftragswert in Höhe von 200.000 EUR93. Im Bereich der 
Sektoren beläuft sich der Schwellenwert für Liefer- und Dienstleistungsaufträgen anstatt 
400.000 EUR bzw. 600.000 EUR94 auf nunmehr einheitlich 499.000 EUR gemäß Art. 16 RL 
lit. a 2004/17/EG. Der Schwellenwert für Bauaufträge wurde gemäß Art. 16 RL lit. b 
2004/17/EG von 5.000.000 EUR95 auf 6.242.000 EUR heraufgesetzt. 

III. Transparenz- und Publizitätsvorgaben 

Die ehemaligen Vergaberichtlinien verpflichteten die öffentlichen Auftraggeber gemäß 
Art. 11 ff. RL 93/37/EWG, Art. 9 ff. RL 93/36/EWG und Art. 15 ff. RL 92/50/EWG, in einer 
Bekanntmachung im Amtblatt der Gemeinschaft die wesentlichen Merkmale des öffentlichen 
Auftrags zu veröffentlichen, deren Vergabe sie beabsichtigen. Gemäß Art. 8 Abs. 1 RL 
93/37/EWG, Art. 7 RL 93/36/EWG und Art. 12 RL 92/50/EWG hatte der öffentliche Auftrag-
geber den nicht berücksichtigten Bieterunternehmen, die dies beantragen, innerhalb einer Frist 
von fünfzehn Tagen nach Eingang ihres Antrags die Gründe für die Ablehnung ihres Ange-
bots sowie den Namen des erfolgreichen Bieterunternehmens mitzuteilen. Außerdem hatten 
die öffentlichen Auftraggeber gemäß Art. 8 Abs. 3 RL 93/37/EWG, Art. 7 Abs. 3 RL 
93/36/EWG einen Vermerk über jeden vergebenen Auftrag anzufertigen, der unter anderem 
Gegenstand und Wert des öffentlichen Auftrags, die Namen der berücksichtigten Bieterunter-
nehmen und die Gründe für ihre Auswahl, die Namen der ausgeschlossenen Bieterunter-
nehmen und die Gründe für die Ablehnung aufführte. Dieser Vergabevermerk wurde der 
Kommission auf Anfrage übermittelt. Auf die Transparenz und Publizitätsvorgaben nach RL 

                                                           
92 Art. 6 Abs. 1 RL 93/37/EWG. 
93 Art. 5 Abs. 1 RL 93/36/EWG; Art. 7 Abs. 1 RL 92/50/EWG. 
94 Art 14 Abs. 1 lit. a, b RL 93/38/EG. 
95 Art. 14 Abs. 1 lit. c RL 93/38/EG. 
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